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Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 94 „Bahnhofshügel Teil II“  
 
I. Abwägung der Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (Zeitraum 01.04. bis 02.05.2022) 
(Stand: 17.08.2022) 
 
Nr. Datum Verfasser/in Inhalt der Stellungnahme Beschluss Abstimmungsergebnis 

Rat 12.12.2022 
B.) Stellungnahmen der Behörden, Träger öffentlicher Belange und Nachbarkommunen gem. § 4 (1) BauGB und § 2 (2) BauGB 

1. 06.04.2022 Bezirksregierung 
Münster 
Dez. 54 -Wasser-
wirtschaft 

Das Vorhaben wurde von Dez. 54 Wasserwirtschaft auf 
die zu vertretenden Belange geprüft. Es bestehen keine 
Bedenken. 

Hinweis für den gekennzeichneten Bereich: Es ist der §31 
LWG i.V.m. §38 WHG zu beachten (Gewässerrandstrei-
fen). 

Die Hinweise zum Gewässerrandstreifen werden 
zur Kenntnis genommen. Um zu einer einheitli-
chen Festsetzungssystematik zu kommen wird 
der nach Norden abzweigende Teil des Fließge-
wässers ergänzend ebenfalls mit einem Gewäs-
serrandstreifen versehen. Dieser überlagert teil-
weise ein gewässernahes Nebengebäude. Für 
die Bestandssituation ist die ohne Belang. 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 

2. 06.04.2022 Deutsche Bahn 
AG, Region West 

Gegen das o.g. Vorhaben in diesem Verfahrensschritt -
Einholung von Stellungnahmen zur Festlegung von Um-
fang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 4 
Abs. 1 BauGB- äußern wir keine grundsätzlichen Beden-
ken. 

Für die weitere Planung und Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange nach §4 Abs. 2 BauGB ist folgende Stel-
lungnahme zu beachten: 

Das Vorhaben befindet sich in ca. 120 m Entfernung zur 
DB Grundstückgrenze. Aus Sicht der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen bestehen bei Beachtung und Ein-
haltung der nachfolgenden Bedingungen / Auflagen und 
Hinweise grundsätzlich keine Bedenken. 

Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahn-
verkehres auf der planfestgestellten und gewidmeten o.g. 
Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. Die 
Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnbe-
triebsanlagen, insb. der Gleise und Oberleitungen und -
anlagen, ist stets zu gewährleisten. 

Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu 
Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der Baumaßnahme 

Die Hinweise zu Anforderungen und möglichen 
Auswirkungen der Bahnstrecke werden zur 
Kenntnis genommen. 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten 
von Sicherheitsabständen zwingend vorgeschrieben. 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahn-
anlagen entstehenden Immissionen und Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall usw.). Ansprüche gegen 
die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der 
Eisenbahn in seiner jeweiligen Form sind seitens des An-
tragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder 
sonstiger Nutzungsberechtigter ausgeschlossen. Insbe-
sondere sind Immissionen wie Erschütterung, Lärm, elekt-
romagnetische Beeinflussungen, Funkenflug und derglei-
chen, die von Bahn-anlagen und dem gewöhnlichen Bahn-
betrieb ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. Ge-
gen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissi-
onen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den 
einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutz-
maßnahmen vor-zusehen bzw. vorzunehmen. 

Es sind die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige 
baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen ein-
zuhalten. Für Abweichungen der LBO sehen wir keine Ver-
anlassung. Bahngelände darf weder im noch über dem 
Erdboden überbaut werden. Wir gehen davon aus, dass 
planfestgestelltes DB-Gelände nicht überplant wird. Wir 
bitten Sie, uns das Abwägungsergebnis zu gegebener Zeit 
zuzusenden und uns an dem weiteren Verfahren zu betei-
ligen. 

3. 07.04.2022 Geologischer 
Dienst Nordrhein-
Westfalen Lan-
desbetrieb 

Zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung folgende Informationen und Hinweise: 

Schutzgut Boden 
Entgegen den Feststellungen in der vorgelegten Begrün-
dung zum Bebauungsplan Nr. 94 (Seite 20) treten nach 
der "Karte der Schutzwürdigen Böden BK501" im Plange-
biet sehr wohl schutzwürdige Böden auf. Es handelt sich 
um Pseudogleye, mithin um Böden, die nach dem Klassi-
fikationsschema eine sehr hohe Funktionserfüllung besit-
zen und damit in die höchste Schutzstufe gehören (Bö-
den, die nicht in eine der beiden höchsten Schutzstufen 
fallen, werden unter Schutzwürdigkeit als "nicht bewertet" 
beschrieben!). 

Entsprechend des Hinweises wird die Bodenwer-
teinstufung geändert und für die wertigen Berei-
che eine entsprechende Einstufung bei der Ein-
griffsermittlung beachtet. 
Dadurch entsteht ein erhöhter Kompensationsbe-
darf, der im Rahmen der Gesamtkompensation 
berücksichtigt wird. Mit der Fixierung der exter-
nen Kompensation erfolgt eine Sicherung beste-
hender Flächen und ein Schutz der dortigen Bö-
den vor baulicher Inanspruchnahme (z.B. land-
wirtschaftliche Gebäude), welche ohne die Siche-
rung möglich wäre. Durch unterschiedliche ökolo-
gische Verbesserungsmaßnahmen erfolgt auch 
ein differenzierter Umgang mit dem Oberboden. 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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Aus Bodenschutzsicht sind nach den gesetzlichen Vorga-
ben (z. B. § 2 Bundes-Bodenschutzgesetz, § 1 Landes-
bodenschutzgesetz, § 7 und § 15 Bundesnaturschutzge-
setz) die vorliegenden Böden als Wert- und Funktionsele-
mente besonderer Bedeutung zu bewerten. Demnach ist 
der Eingriff durch Versiegelung als erheblich einzustufen. 
Eine bodenfunktionsbezogene Kompensation für den 
Verlust dieser Böden ist aus Bodenschutzsicht wün-
schenswert. 
Ich bitte zu prüfen, ob auf externen Flächen eine Kom-
pensation für den Verlust an schutzwürdigen Böden vor-
bereitet werden kann. Nur so lassen sich die Verluste an 
besonderen Bodenfunktionen ausgleichen. Der Ausgleich 
über Biotopwertverfahren lässt den 
Boden meist unberücksichtigt. Ausgleichszahlungen soll-
ten vermieden werden. 
Hinweise zur Kompensation unvermeidbarer Beeinträch-
tigungen schutzwürdiger Böden sind folgender Veröffent-
lichung zu entnehmen (Kap. 3.7, S. 24): 
• Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leit-
faden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der 
Bauleitplanung2. 
Zur Verwendung von Mutterboden verweise ich auf § 202 
BauGB. 
Baugrund 
Die Baugrundeigenschaften sind objektbezogen zu unter-
suchen und zu bewerten 
https://www.labo-deutschland.de/documents/umweltprue-
fung_494.pdf 

In jedem Fall bleiben jedoch unversiegelte Ober-
böden mit Entwicklungspotenzial erhalten. Sofern 
in dem Bereich der Aufwertung bereits versie-
gelte Flächen vorhanden sind, ist eine Entsiege-
lung vorgesehen. 
Die Maßnahmenflächen werden in der Begrün-
dung benannt. 

Die Begründung ist hinsichtlich der Kompensati-
onsberechnung und der Maßnahmenfestlegung 
zu überarbeiten. 

4. 09.05.2022 Kreis Steinfurt Zu der vorliegenden Fassung der o.g. Planung trage ich 
folgende Stellungnahme vor 

Naturschutz 
Im Rahmen der Abarbeitung der Eingriffsregelung wird der 
Verlust des extensiven Grünlands mit einem Wertfaktor 
von 1,2 bewertet - gemäß des zugrundegelegten Kompen-
sationsmodells ist für artenarmes Extensivgrünland ein 
Faktor von 1,6 - 2,5 anzusetzen. Dies bitte ich entspre-
chend zu berücksichtigen oder alternativ die deutliche Ab-
weichung nach unten ausreichend fachlich zu begründen. 
Ähnlich verhält es sich mit dem angesetzten Wertfaktor 

zu Naturschutz: 

Entsprechend der Anregungen erfolgt eine modi-
fizierte Bewertung der Biotopstrukturen. Die Kom-
pensationsflächen sowie die dort beabsichtigten 
Maßnahmen werden in der Begründung darge-
stellt. 

zu Bodenschutz: 

Der Verweis zur parallel erfolgenden FNP-Ände-
rung wird zur Kenntnis genommen. 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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von 0,8 für Acker: Auch hier bitte ich zu begründen, warum 
trotz der angrenzenden ökologisch höherwertigen Struktu-
ren nur der niedrigste Faktor (Spanne 0,8 - 1,5) gewählt 
wurde. 

Ich gehe davon aus, dass im nachgelagerten Verfahrens-
schritt dargestellt wird, wie und wo die im Rahmen der Ein-
griffs-/Ausgleich-Bilanzierung ermittelten Kompensations-
defizite ab-gearbeitet werden sollen (Konkretisierung der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und Plandarstellung). 
Ich weise darauf hin, dass geplante externe, im gleichen 
Naturraum verortete Kompensationsmaßnahmen vor Sat-
zungsbeschluss besichert nachzuweisen sind. Dies gilt 
auch für Kompensationsmaßnahmen, die von der Natur-
schutzstiftung Kreis Steinfurt ausgeführt werden sollen. 

Bodenschutz 
Auf meine Ausführungen zur 73. Änderung des FNP wird 
verwiesen. 

 

Die Begründung wird hinsichtlich der Kompensa-
tionsberechnung geändert und um die Kompen-
sationsflächen/-maßnahmen ergänzt. 

5. 02.05.2022 Landesbüro der 
Naturschutzver-
bände NRW: 
BUND 

Der BUND nimmt im Namen der Naturschutzverbände des 
Kreises Steinfurt zu dem vorgelegten Bebauungsplanent-
wurf und der Änderung des FNP wie folgt Stellung: 

Klimaschutz: 

Zur Erreichung der Ziele des Pariser Klimaabkommens ist 
es notwendig, auch in der Bauleitplanung entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen. Der BUND schlägt Folgendes 
vor: 

Um den notwendigen Ausstieg aus Öl und Kohle zu unter-
stützen, werden fossile Energieträger wie Öl und Kohle per 
Festsetzung ausgeschlossen. Die Dächer sind mit Photo-
voltaik-Anlagen oder/und als Gründächer zu errichten. 
Auch diese Maßnahme wird als textliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen oder in den Kaufver-
trägen privatrechtlich vereinbart. Für die Dachbegrünung 
ist geeignetes heimisches Saatgut zu verwenden. 

Artenschutz 

Gärten und Vorgärten sind als Vegetationsflächen zu ge-
stalten. "Schottergärten" sind nicht erlaubt. (Festsetzung). 

zu Klimaschutz: 

Seitens der Gemeinde ist vsl. eine zentrale Wär-
meversorgung für das Baugebiet geplant. Diese 
soll durch einen Anschluss- und Benutzungs-
zwang flankiert werden. Vor diesem Hintergrund 
sind regulative Maßnahmen unabhängig von 
sonstigen planungsrechtlichen Anforderungen 
entbehrlich. 

Für sämtliche flache oder flachgeneigte Dächer 
besteht bereits eine Begrünungspflicht. Für stei-
lere Dächer soll dies vor dem Hintergrund stei-
gender Errichtungs- und Unterhaltungskosten 
nicht vorgesehen werden. Die Ausstattung von 
Dachflächen mit Anlagen zur Gewinnung regene-
rativer Energien ist inzwischen bei der Mehrzahl 
von Eigenheimen in Neubaugebieten die Regel. 
Dazu wird es in NRW ab 1.1.2025 eine Verpflich-
tung zur Installation derartiger Anlagen geben. 
Deshalb sind allgemeine Festsetzungen zu die-
sem Aspekt entbehrlich. Bei der Vergabe von 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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Die Anregungen des Gutachters bzgl. Artenschutz wie 
Bauzeitfenster, Überprüfung auf Höhlen u. deren Nutzung 
vor Baumfällungen, Erhaltung und/oder Schaffung von 
Nist- und Unterschlupfmöglichkeiten für Vögel und Fleder-
mäuse, Ausrüstung der öffentlichen Lichtquellen usw. sol-
len beachtet und umgesetzt werden 

Bauzeitfenster 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
stände ist das "Bauzeitenfenster" zum Schutz der Brutzei-
ten (s. Artenschutzprüfung II), als textliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufzunehmen. 

Öffentliche Grünflächen: 

Die öffentlichen Grünflächen sollen naturnah mit heimi-
schen Gehölzen und Blühpflanzen gestaltet und dabei Flä-
chen für Wildblumen (heimisches Saatgut) vorgesehen 
werden. 

Wärmeversorgung des Baugebietes 

Der Gutachter untersucht unter dem Gesichtspunkt der 
CO2-Neutralität verschiedene Varianten der Wärmever-
sorgung, u.a. zwei Nahwärme-Systeme: die Versorgung 
mit Wärme aus Biogas oder aus einem Erdsonden- kalte-
Wärme-Netz. 

Biogas 

Die Versorgung eines großen Wohngebietes mit Wärme 
aus Biogasanlagen sieht der BUND kritisch. Biogas wird 
erzeugt aus Mais, alternativ Chinaschilf. Das bedeutet, 
dass ein landwirtschaftliches System auf viele Jahre alter-
nativlos festgeschrieben würde, das unter verschiedenen 
Gesichtspunkten hinterfragt werden muss: 

 Aus Naturschutzgründen ist auf Jahrzehnte in Mono-
kultur erzeugter Maisanbau im großen Stil abzu-
lehnen; die Artenvielfalt bleibt auf der Strecke. 

 Eine Erkenntnis aus dem Ukrainekrieg: Die Ernäh-
rungslage der Bevölkerung kann es notwendig ma-
chen, dass mehr landwirtschaftliche Flächen als 

Grundstücken an Investoren können weiterge-
hende Regelungen vertraglich vereinbart werden. 

Die Verwendung von heimischem Saatgut kann 
als Empfehlung in die Planbegründung aufge-
nommen werden. 

zu Artenschutz: 

Entsprechend der Anregung soll eine Ergänzung 
der textlichen Festsetzungen zu dem Aspekt der 
Schottergärten erfolgen, um insbesondere die Ar-
tenvielfalt und naturnahe Lebensräume zu för-
dern. 

zu Bauzeitenfenster: 

Die Bauzeitenbeschränkungen sind bereits in den 
Hinweisen auf der Planzeichnung vermerkt. Es 
handelt sich dabei um Vorgaben, die unmittelbar 
aus den Verbotstatbeständen des § 44 
BNatSchG resultieren. Eine zusätzliche textliche 
Festsetzung ist insoweit entbehrlich. 

zu Öffentliche Grünflächen: 

Ziel der Gemeinde ist es, die Gestaltung der 
Grünflächen gemäß den genannten Kriterien 
durchzuführen. Da sich die Flächen in kommuna-
ler Verfügungsgewalt befinden, sind keine weiter-
gehenden Regelungen erforderlich. 

zu Wärmeversorgung des Baugebietes: 

Die Ausführungen zu unterschiedlichen Möglich-
keiten der Wärmeversorgung werden zur Kennt-
nis genommen. Seitens der Gemeinde wird eine 
zentrale Wärmeversorgung vorgesehen. Die ge-
naue Energiezuführung ist noch nicht entschie-
den. Dieser Aspekt ist jedoch im Hinblick auf die 
städtebaulichen Festsetzungen nicht relevant. 

zu Fahrradabstell-Anlagen: 
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zurzeit für die Erzeugung von Grundnahrungsmitteln 
genutzt werden müssen. 

 Naturkatastrophen können den gleichen Effekt verur-
sachen. 

 Die CO2-Neutralität der Wärmeversorgung mit Bio-
gas gilt erst von dem Moment an, wo das Biogas die 
Anlage verlässt. Die Produktion von Mais verursacht 
CO2-Emissionen, z.B. durch Düngung (Herstellung 
und Beschaffung), Feldbearbeitung und Transport zur 
Biogasanlage. 

 Deponiegas steht nur noch in begrenzten Mengen zur 
Verfügung. Schon heute wird die Anlage auf der Alt-
enberger Deponie im Wesentlichen mit zugekauftem 
Mais gefüttert. Denn es wird seit Jahren gesetzeskon-
form nur noch inertes Material abgelagert. 

 Erdsondenfeld und kalte Wärme 
Eine zukunftsweisende Technik ist die Wärmeversor-
gung durch ein Erdsondenfeld und kalte Nahwärme. 
Die Voraussetzung dafür ist ein hoher Energieeffi-
zienzstandard der Häuser und dass in dem Baugebiet 
keine fossilen Brennstoffe zur Wärmegewinnung zu-
gelassen werden. PV-Anlagen auf den Dächern, 
möglicherweise kombiniert mit Solarthermie, ermögli-
chen den Bauherren, mit dem selbsterzeugten Strom 
preiswert die Leistung der im Haus installierten Wär-
mepumpe zu unterstützen. 

Anregungen 

Fahrradabstell-Anlagen 

Die Bauherren von Mehrfamilienhäusern werden vertrag-
lich verpflichtet, leicht zugängliche Fahrradabstellanlagen 
in ausreichender Zahl einzurichten. 

Regenwasserzisternen 

Der BUND regt an, den Bauherren der EH, DH und RH 
Regenwasserzisternen auf ihrem Grundstück vorzuschla-
gen. Vorteile: Die Regenwassernutzung z.B. für Garten, 
Toilettenspülung und evtl. Waschmaschine entlastet die 
laufenden Kosten sowohl für den Hausbesitzer durch 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und 
soll in die vertraglichen Regelungen für Investo-
ren eingehen. 

zu Regenwasserzisternen: 

Die Anregung soll aufgegriffen und der Sachver-
halt in der Begründung ergänzt werden. 

zu Eingriffsregelung: 

Die Anregung soll bei der Umsetzung berücksich-
tigt werden. Im Rahmen der Gestaltung der öf-
fentlichen Grünflächen im südlichen Bereich kann 
der Verlauf des Eschhuesbaches in seinem Ver-
lauf naturnäher trassiert und gestaltet werden. 
Der Fußweg wird dafür an den Nordrand der 
Grünfläche verschoben. Der überwiegende Teil 
kommunaler Kompensationserfordernisse wurde 
in der Vergangenheit auf Altenberger Gemeinde-
gebiet durchgeführt. Das soll auch weiterhin der-
art erfolgen. Dazu wurden auch Wildblumenwie-
sen und Obstbaumwiesen angelegt sowie He-
cken gepflanzt. Im Zusammenwirken mit der Na-
turschutzstiftung werden nun Maßnahmen ge-
wählt, die ein ökologisches Konzept verfolgen 
und ihre Wirksamkeit im relevanten Naturraum 
entfalten. Insofern werden auch Maßnahmen um-
gesetzt, die nicht immer auf dem Gebiet der je-
weiligen Eingriffsgemeinde liegen. So haben 
auch Nachbargemeinden Kompensationsflächen 
in dem Gebiet der Gemeinde Altenberge. Im 
Grundsatz soll jedoch das Ziel einer eingriffsna-
hen Kompensation verfolgt werden. 

Die Anregungen zur Umsetzung der Maßnahmen 
sollen berücksichtigt werden. 

 

Entsprechend der Anregung wird eine Festset-
zung zu Schottergärten ergänzt. 
Die Planbegründung wird um eine Empfehlung 
zur Verwendung heimischen Saatgutes bei Dach-
begrünungen und zur Anbringung von 
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geringere Trink- und Abwassergebühren als auch die Ge-
meinde bei der Abwasserentsorgung. Bei Starkregener-
eignissen können so Überschwemmungen von Straßen 
und Wegen verhindert/gemindert werden 

Eingriffsregelung 

Aufhebung eines Vorfluters (250 m): 

Die Maßnahme muss ausgeglichen werden, entweder 
durch Aufhebung eines verrohrten Teilstücks eines ande-
ren Altenberger Gewässers oder aber durch die ortsnahe 
Renaturierung eines Teilstücks des Eschuesbaches (funk-
tionaler Ausgleich) 

In der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf wird an-
gegeben, dass die naturschutzrechtlichen Ersatz- und 
Ausgleichsmaßnahmen vermutlich nicht vollständig auf 
dem Gemeindegebiet durchgeführt werden können. Damit 
werden die Maßnahmen auf das Gebiet außerhalb der Ge-
meinde verlagert. 

Um die räumliche Nähe zum Eingriff zu wahren, wird an-
geregt, diese Maßnahmen im Gemeindegebiet von Alten-
berge durchzuführen, z.B. durch Anlage und Pflege einer 
heimischen Wildblumenwiese, von Obstbäumen oder 
durch Anpflanzung von Hecken an Gemeindestraßen. 

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollen entweder 
schon vor der Bebauung oder parallel zu den Baumaßnah-
men durchgeführt werden. Sie sind rechtlich zu sichern. 
Ihre Durchführung ist zu überprüfen. 

Regenwasserzisternen zur Brauchwassernut-
zung ergänzt. 

6. 29.04.2022 Landwirtschafts-
kammer NRW: 
Kreisstelle Stein-
furt 

Dem o. g. Planvorhaben insofern landwirtschaftlichen / ag-
rarstrukturellen Bedenken entgegen, weil rund 12 ha land-
wirtschaftliche Fläche der Nutzung entzogen werden. Je-
doch ist die zu überplanende Fläche schon ringsherum 
von Bebauung umgeben. Deshalb ist eine Planung an die-
sem Standort deutlich außenbereichsschonender, als an 
einem anderen Standort. 

Bezüglich der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen behalte 
ich mir ausdrücklich Bedenken vor. Gemäß der überschlä-
gigen Berechnung in dem Umweltbericht zur 73. Änderung 
des Flächennutzungsplans wird mit einem 

Im Rahmen der Konkretisierung der Planung er-
geben sich Verschiebungen der bislang ermittel-
ten Kompensationserfordernisse. Diese sind im 
B-Plan nun anhand der tatsächlich rechtlich zu-
lässigen Versiegelung und an der inzwischen ab-
gestimmten Wertigkeit von Böden und Biotopflä-
chen neu berechnet worden. Die grobe Abschät-
zung der Kompensationserfordernisse auf Ebene 
des FNP wird dahingehend ebenfalls geprüft. 

Grundsätzlich ist angesichts der anhaltend sehr 
hohen Nachfrage nach Wohnbauflächen die 

13 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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Kompensationsdefizit von 90.000 bis 100.000 Werteinhei-
ten gerechnet. Nähere Angaben zur Art und Umsetzung 
der Kompensation fehlen. In dem Umweltbericht für die 
parallele Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 94 "Bahn-
hofshügel Teil II" wird mit einem Kompensationsdefizit von 
rund 54.500 Werteinheiten gerechnet. 

Aus landwirtschaftlicher Sicht wird gefordert, dass Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht zu einer weiteren 
Schwächung der Agrarstruktur durch Entzug von Flächen 
für die Lebensmittelerzeugung (z.B. durch Aufforstung o-
der Umwandlung von Acker in Extensives Grünland) füh-
ren. Möglichkeiten bestehen in der ökologischen Aufwer-
tung bereits vorhandener Biotopstrukturen, z.B. im Wald, 
oder auch durch Kompensationsmaßnahmen an Fließge-
wässern, die als Umsetzungsfahrplan-Maßnahmen nach 
EU-WRRL durchgeführt werden. 

Inanspruchnahme von Flächen erforderlich. Die 
Beplanung der hier vorliegenden Fläche ist eine 
langjährig vorbereitete Entwicklungsmaßnahme, 
die sich in der Vergangenheit durch infrastruktu-
relle Vorbereitungen (RRB mit Erweiterungsop-
tion, verkehrlicher Anschluss an Hauptverkehrs-
straße etc.) sowie auf regionalplanerischer Ebene 
bereits verfestigt hatte. Die Landwirtschaftlichen 
Belange wurden dabei u.a durch die baulich inte-
grierte Lage und durch eine fehlende Hofnähe be-
rücksichtigt. Es bieten sich zur Zeit keine anderen 
ortskernnahen Flächen für eine derartige Wohn-
raumschaffung an. Deshalb soll es bei der Flä-
chenwahl bleiben. Innerhalb des Gebietes wer-
den dabei bereits Kompensationsmaßnahmen 
Gewässerrandgestaltung) und Eingriffsvermei-
dungen berücksichtigt, die eine Inanspruchnah-
men landwirtschaftlicher Flächen im Außenbe-
reich reduzieren. Insofern wird den Anregungen 
entsprochen. 

Eine Änderung der vorhandenen Planunterlagen 
ist nicht erforderlich. 

 
 

Nr. Datum Verfasser/in Inhalt der Stellungnahme Beschluss Abstimmungsergebnis 
Rat 13.03.2023 

B.) Stellungnahmen der Behörden, Träger öffentlicher Belange und Nachbarkommunen gem. § 4 (2) BauGB und § 2 (2) BauGB 

1. 10.01.2023 Bezirksregierung 
Münster: Dezer-
nat 54 

Das Vorhaben wurde von Dez. 54 Wasserwirtschaft auf 
die zu vertretenden Belange geprüft. Es bestehen keine 
Bedenken. 

Hinweis für den gekennzeichneten Bereich: Es ist der 
§31 LWG i.V.m. §38 WHG zu beachten (Gewässerrand-
streifen). 

Der Sachverhalt wurde im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung bereits zur Kenntnis genommen 
und der Uferrandstreifen ergänzt. 

Der Hinweis wird erneut zur Kenntnis genom-
men. 

Kenntnisnahme 

2. 10.01.2023 Deutsche Bahn 
AG 

Die DB Immobilien, als von der Deutschen Bahn AG und 
ihrer Konzernunternehmen bevollmächtigtes Unterneh-
men, übersendet Ihnen hiermit folgende Stellungnahme 
zu o.g. Vorhaben: 

Die Stellungnahme ist wortgleich zu derjenigen in 
der frühzeitigen Beteiligung. Die Sachverhalte 
sind seitdem unverändert, sodass eine (erneute) 
Abwägung entbehrlich ist. 

Kenntnisnahme 
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Mit unserem nachfolgenden Schreiben haben wir bereits 
Stellung genommen. Dieses behält auch in diesem Ver-
fahrensschritt des Bauleitplanverfahrens weiterhin Gültig-
keit. 

- Schreiben vom 06.04.2022 mit dem Aktenzeichen TÖB-
NW-22-130165+130166 

073. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Altenberge sowie Aufstellung des Bebauungspla-
nes 094 "Bahnhofshügel Teil II" 

"Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen bevollmächtigtes Unternehmen, 
übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme 
als Träger öffentlicher Belange zum o.g. Verfahren. 

Gegen das o.g. Vorhaben in diesem Verfahrensschritt -
Einholung von Stellungnahmen zur Festlegung von Um-
fang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 4 
Abs. 1 BauGB- äußern wir keine grundsätzlichen Beden-
ken. 

Für die weitere Planung und Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange nach §4 Abs. 2 BauGB ist folgende Stel-
lungnahme zu beachten: 

Das Vorhaben befindet sich in ca. 120m Entfernung zur 
DB Grundstückgrenze. Aus Sicht der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen bestehen bei Beachtung und Ein-
haltung der nachfolgenden Bedingungen / Auflagen und 
Hinweise grundsätzlich keine Bedenken. 

Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahn-
verkehres auf der planfestgestellten und gewidmeten o.g. 
Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. Die 
Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnbe-
triebsanlagen, insb. der Gleise und Oberleitungen und -
anlagen, ist stets zu gewährleisten. 

Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu 
Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der Baumaßnahme 
und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten 
von Sicherheitsabständen zwingend vorgeschrieben. 

Die Hinweise zu Anforderungen und möglichen 
Auswirkungen der Bahnstrecke werden erneut 
zur Kenntnis genommen. 
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Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahn-
anlagen entstehenden Immissionen und Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall usw.). Ansprüche gegen 
die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der 
Eisenbahn in seiner jeweiligen Form sind seitens des An-
tragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder 
sonstiger Nutzungsberechtigter ausgeschlossen. Insbe-
sondere sind Immissionen wie Erschütterung, Lärm, elekt-
romagnetische Beeinflussungen, Funkenflug und derglei-
chen, die von Bahn-anlagen und dem gewöhnlichen Bahn-
betrieb ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. Ge-
gen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissi-
onen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den 
einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutz-
maßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

Es sind die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige 
baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen ein-
zuhalten. Für Abweichungen der LBO sehen wir keine Ver-
anlassung. Bahngelände darf weder im noch über dem 
Erdboden überbaut werden. Wir gehen davon aus, dass 
planfestgestelltes DB-Gelände nicht überplant wird. 
Wir bitten Sie, uns das Abwägungsergebnis zu gegebener 
Zeit zuzusenden und uns an dem weiteren Verfahren zu 
beteiligen." 

5. 06.02.2023 Kreis Steinfurt Naturschutz und Landschaftspflege 

Meinen Anregungen hinsichtlich der Eingriffsbilanzierung 
wurde in der Begründung zur Offenlage zwar im tabellari-
schen Teil (vgl. S. 34) entsprochen, nicht aber im Textteil 
auf S. 32. Hierbei handelt es sich wahrscheinlich um ein 
Versehen. Die Werte sollten folgerichtig auch an dieser 
Stelle für das Grünland auf 1,6 und den Acker auf 1,0 ge-
ändert werden. 

Zudem weise ich erneut darauf hin, dass die geplanten ex-
ternen, im gleichen Naturraum verorteten Kompensations-
maßnahmen vor Satzungsbeschluss besichert nachzu-
weisen sind. Die externen gesicherten Kompensations-
maßnahmen sind zudem im Kompensationskataster des 
Kreises Steinfurt zu erfassen (§ 34 LNatSchG NRW). 

Der Hinweis auf einen Widerspruch zwischen den 
Biotopwerten im Text und der Begründung ist kor-
rekt und erfordert eine Anpassung des Textteiles. 
Das Kompensationsergebnis wird dadurch nicht 
verändert. Die Kompensation erfolgt innerhalb 
von Poolflächen in Münster-Roxel - und somit im 
gleichen Naturraum. 

Die Hinweise zum Nachweis der Kompensations-
maßnahmen wird beachtet. Entsprechende Vor-
bereitungen sind bereits getroffen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und die Begründung bezüglich der Zahlenwerte 
korrigiert. 

12 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 
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Ich bitte darum, die entsprechend gesicherten Flächen so-
wie Art und Umfang der gesicherten Ausgleichsmaßnah-
men unter Angabe der zugeordneten naturschutzfachli-
chen Wertigkeiten unmittelbar nach Rechtskraft des Be-
bauungsplans der unteren Naturschutzbehörde (Herrn 
Steiner) zu benennen. 

6. 29.01.2023 Landwirtschafts-
kammer NRW 

Dem o. g. Planvorhaben stehen landwirtschaftliche / ag-
rarstrukturelle Bedenken entgegen. 

Die überplante Fläche ist von Bebauung umgeben, daher 
werden diesbezüglich keine wesentlichen Bedenken ge-
äußert. Zur Befriedigung der Wohnansprüche der Bevöl-
kerung bei gleichzeitiger Schonung des Außenbereichs ist 
möglichst flächensparendes verdichtetes Bauen notwen-
dig. 

Bei Ausgleich und Ersatz werden Ackerflächen zu Grün-
land und Extensivgrünland umgewandelt. 

Für das Flurstück Roxel Flur 28 Flurstück 88 wird in Tim-
online kein Ergebnis angezeigt. Hier bitte ich um Prüfung, 
ob das Flurstück korrekt bezeichnet wurde bzw. um Rück-
meldung, wo die Fläche liegt. 

Das Flurstück Roxel Flur 28 Flurstück 28 ist eine kleine 
Ecke an der Münsterschen Aa, so dass hier keine Beden-
ken geäußert werden. Allerdings wird aus agrarstrukturel-
ler Sicht empfohlen, an Gewässern höherwertige Maßnah-
men zur Umsetzung der WRRL umzusetzen, die wegen 
der höheren Wertzahl zu einer verringerten Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen führen. 

Wesentliche Bedenken werden zur Umwandlung des Flur-
stücks Roxel Flur 27 Flurstück 165 geäußert. Hier handelt 
es sich um eine gut geschnittene Ackerfläche, die an kein 
Gewässer angrenzt, und mit der Umwandlung weitgehend 
der Lebensmittelproduktion entzogen wird. 

Die Katasterangaben entsprechen den gewählten 
Kompensationsflächen. Die Maßnahmen wurden 
bereits vor mehreren Jahren realisiert und wer-
den im Sinne einer anteiligen Poolfläche hier (für 
den neu zulässigen Eingriff) rechnerisch in An-
satz gebracht. Die Flächen wurden von der UNB 
(Stadt Münster) anerkannt und sind für den rele-
vanten Teil der Gemeinde Altenberge grundbuch-
lich abgesichert. 

Es ist nicht immer möglich die Kompensations-
maßnahmen mit Gewässerraumaufwertungen zu 
verbinden, da nicht ausreichend viele derartige 
Flächen verfügbar sind. An dieser Stelle ist dies 
aber zumindest teilweise gelungen. Daneben 
wurde auch berücksichtigt, die Kompensations-
maßnahmen so zu gestalten, dass sie als Flä-
chen für eine landwirtschaftliche Nutzung erhal-
ten bleiben. Auch Grünlandflächen können (als 
Futterbasis für die Viehhaltung) der Lebensmittel-
produktion dienen. Im konkreten Fall befindet sich 
der Betrieb des Flächeneigentümers in einer Um-
stellung von einer primär ackerbaulichen auf eine 
mehr milchwirtschaftlich orientierten landwirt-
schaftlichen Produktion, sodass eine nutzungs-
orientierte Flächeninanspruchnahme vorbereitet 
wurde. 

Insofern werden die Anregungen der Landwirt-
schaftskammer grundsätzlich berücksichtigt. 

Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erfor-
derlich. 

12 dafür / 11 dagegen /  
0 Enth. 

 


